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Winziges Detail bringt 
Klarheit: Stadtmuseum 
gibt NS-Raubkunst an die 
Erben zurück. Seite 8
 

Im Namen der Freund-
schaft: OB Wolfram Leibe 
eröffnet Ausstellung in 
Partnerstadt Metz. Seite 9

Die Hilfe geht weiter: 
Unterstützungs- und Be-
gegnungsstätte in Ehrang 
öffnet im Februar.   Seite 6
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Trotz wenig Geld
wird viel gebaut

Stadtrat verabschiedet Doppelhaushalt 2022/23
Der Trierer Stadtrat hat in seiner Sit-
zung am vergangenen Mittwoch 
den Doppelhaushalt für die Jahre 
2022 und 2023 beschlossen. Nun 
muss er noch von der Aufsichtsbe-
hörde genehmigt werden. In beiden 
Haushaltsjahren übersteigen die 
Ausgaben die Einnahmen deutlich. 
Dennoch können auch viele Millio-
nen Euro in die Trierer Infrastruktur 
investiert werden.

Von Michael Schmitz

Die Haushaltsdebatte gilt als wichtigs-
te Sitzung des Stadtrats, denn mit der 
Verabschiedung des Haushalts be-
stimmen die gewählten Stadtratsmit-
glieder über die Verwendung der Mit-
tel, die der Stadt zur Verfügung ste-
hen. Die Haushaltslage der Stadt Trier 
ist – auch wegen der Corona-Pande-
mie – äußerst angespannt. 2022 wird 
im Ergebnishaushalt voraussichtlich 
ein Minus von 19,4 Millionen Euro 
entstehen, 2023 ein Minus von 12,6 
Millionen Euro. 

Deshalb mussten Stadtvorstand 
und Stadtrat schon im Vorfeld der 
Haushaltsverabschiedung eine Reihe 
von Projekten aus den Planungen ver-
schieben. Der größte Ausgabenpos-
ten in der Stadt sind die Personal- und 
Versorgungsaufwendungen, die rund 
139 Millionen Euro ausmachen. Um 
diese Kosten nicht noch weiter zu stei-
gern, werden in den nächsten beiden 
Jahren keinerlei neue Stellen in der 
Stadtverwaltung geschaffen – bis auf 
18 neue Stellen ab Mitte 2023 für die 
neue Kita Unter Gerst, die in Ehrang 
entsteht. Außerdem sollen rund 150 
Stellen in der Verwaltung in beiden 
Jahren jeweils vorläufig nicht wieder-
besetzt werden. Über 90 Millionen 

Euro gibt die Stadt für die sozialen Si-
cherungen im Bereich des Jugendam-
tes aus, 66 (2022) beziehungsweise 
69 (2023) Millionen Euro für Sozial-
hilfeleistungen. 

Auf der Einnahmeseite hofft die 
Stadt auf einen wirtschaftlichen Auf-
schwung und rechnet mit 71 Millio-
nen Euro an Gewerbesteuern 2022 
und 72,5 Millionen 2023. 2019 lagen 
die Einnahmen hier bei 74 Millionen 
Euro – durch die Corona-Pandemie 
waren die Einnahmen aber auf 52 
Millionen (2020) und 60 Millionen 
(2021) zurückgegangen. Der Stadtrat 
hat den Hebesatz der Grundsteuer B 
auf 550 Prozent angehoben. Die 
Grundsteuer wird von Haus- und 
Wohnungseigentümern gezahlt, die 
sie auf Mieter umlegen können. Die 
Einnahmen sollen dadurch von 19,8 
Millionen Euro (2021) auf jeweils 22,7 
Millionen Euro in beiden Jahren stei-
gen. Für eine 3-Zimmerwohnung be-
deutet das eine Erhöhung von 21 Euro 
pro Jahr, für ein Einfamilienhaus rund 
65 Euro pro Jahr. Eine von der Verwal-
tung vorgeschlagene weitere Anhe-
bung hatte der Rat abgelehnt.  

Nicht alle Fraktionen trugen den 
Haushaltsbeschluss mit: SPD, CDU, 
FDP und UBT stimmten dafür (31 
Stimmen), Grüne, Linke, AfD und das 
parteilose Einzelratsmitglied Dr. Ingrid 
Moritz stimmten dagegen (21 Stim-
men), ein Mitglied der FRAKTION 
enthielt sich. Trotz der schwierigen 
finanziellen Lage wird auch 2022/23 
in zahlreiche Hoch- und Tiefbaupro-
jekte in der ganzen Stadt investiert.
Auszüge der Haushaltsreden 
der Fraktionen: Seiten 3 bis 5
Bauprojekte 2022/23: Seite 3
Radverkehrs-, Straßen- 
und Grünflächenplanung:  Seite 4/5

Ein Licht für die Opfer

Die interaktive Medieninstallation „Erinnerlicht“ an der Porta Nigra erinnerte anlässlich des Gedenktages für die jüdischen 
Opfer des Nationalsozialismus vergangenen Donnerstag drei Tage lang an die jüdischen Opfer aus Trier und dem Umland. 
OB Wolfram Leibe hob die Bedeutung des Gedenkens hervor und dankte dem Stadtrat für die Unterstützung bei der För-
derung des Projekts. Konzipiert wurde die Installation von einem Designer-Team der Hochschule Trier sowie von Histori-
kerinnen und Historikern der Universität. Den Anstoß gab die Trierer AG Frieden. Ein weiteres Gedenkprojekt, das durch 
die Stadt gefördert wurde, kommt vom Verein „Buntes Trier“: Bis 7. Februar sind in verschiedenen Schaufenstern der In-
nenstadt Plakate unter dem Titel „#GemeinsamGegenAntisemitismus“ zu sehen, die Formen von modernem Antisemitis-
mus und ihre Auswirkungen auf die Betroffenen zeigen.   Foto: Presseamt/mic

Bundeskanzler Olaf Scholz und die Re-
gierungschefinnen und -chefs der Län-
der haben vergangene Woche erneut 
über die Corona-Lage beraten. Der 
bisherige Kurs müsse beibehalten 
werden, betonte der Kanzler. Daher 
verständigten sich Bund und Länder 
darauf, die geltenden Maßnahmen 
wie Kontaktreduzierungen oder Zu-
gangsregelungen – etwa zu vielen Ge-
schäften, Restaurants oder Veranstal-
tungen – weiterhin konsequent anzu-
wenden. Wie Ministerpräsidentin 
Malu Dreyer berichtete, breite sich 
Omikron immer weiter aus: Über 90 
Prozent der gemeldeten Fälle in Rhein-
land-Pfalz seien dieser Variante zuzu-
rechnen. Vor allem in Ballungsgebie-
ten habe sie durch ihre hohe Über-
tragbarkeit leichtes Spiel, entspre-
chend hoch seien die Inzidenzen in 
Städten wie Mainz und Kaiserslautern. 
Dort – und auch in Trier – liegen die 
Inzidenzen jeweils bei über 1000. 

Bund und Länder haben sich unter 
anderem auf diese Schritte verstän-
digt:

■ PCR-Tests sollen künftig auf be-
sonders gefährdete Gruppen und Be-
schäftigte, die diese betreuen und 
behandeln, konzentriert werden. Al-
so auf das Personal insbesondere in 
Krankenhäusern, in Praxen, in der 
Pflege, Einrichtungen der Eingliede-

rungshilfe und für Personen mit dem 
Risiko schwerer Krankheitsverläufe.

■ Die Pflicht zur Kontakterfassung 
in Rheinland-Pfalz entfällt in vielen 
Bereichen: Nach Informationen des 
Landes wird ab sofort auf die indivi-
dualisierte Kontakterfassung, zum 
Beispiel in der Gastronomie, verzich-
tet. Dies sei deshalb möglich und ver-
tretbar, da der Mehrzahl der Bürge-
rinnen und Bürger aufgrund ihrer 
Auffrischungsimpfung selbst als en-
ger Kontaktperson keine Quarantäne 
mehr drohe. Die Kontaktnachverfol-
gung soll daher priorisiert in den Be-
reichen stattfinden, in denen Kontakt 
zu vulnerablen Gruppen besteht. Die 
Pflicht zur Kontakterfassung gilt so-
mit ab sofort nur noch für Kranken-
häuser und ähnliche Einrichtungen.

■ Wegen der knappen PCR-Tests 
und neuer Erkenntnisse zu Omi-
kron-Verläufen sollen die Quarantä-
ne- beziehungsweise Isolierungsre-
geln geändert werden, und zwar für 
Beschäftigte in Krankenhäusern, 
Pflegeeinrichtungen sowie Einrich-
tungen der Eingliederungshilfe. Auch 
für sie soll es künftig möglich sein, 
sich nach sieben Tagen mit einem ne-
gativen zertif izierten Antigen- 
Schnelltest „freizutesten“. Für das 
Freitesten aus der Isolierung soll zu-

dem die Regel gelten, dass die Person 
zuvor 48 Stunden lang symptomfrei 
gewesen ist. 

Bund und Länder verständigten sich 
zudem darauf, die Werbung fürs Imp-
fen zu intensivieren. Die Kommunika-
tion soll mit einer neu aufgelegten 
Impf-Kampagne verstärkt werden, un-
ter dem Motto „Impfen hilft“. Am 16. 
Februar kommen Bund und Länder 
erneut zusammen, um zu beraten.

Neue Regeln in Schule und Kita

Änderungen gibt es auch bei den 
Quarantäneregeln an Schulen und 
Kitas: Nach dem Beschluss des Landes 
müssen sich an den Schulen wieder 
ausschließlich infizierte Personen ab-
sondern. Es entfallen die Quarantäne-
regelungen für die direkten Sitznach-
barinnen und Sitznachbarn. Weiter-
hin bleibt es dabei, dass sich die ge-
samte Lerngruppe im Anschluss an 
fünf aufeinanderfolgenden Schulta-
gen testet. Als weitere Sicherheitsvor-
kehrungen wurden die anlasslosen 
Testungen von zwei auf drei pro Wo-
che hochgefahren. Bei einem Fall in 
der Kita muss zunächst die ganze 
Gruppe nach Hause. Kinder, deren Er-
gebnis negativ ist, können die Einrich-
tung bereits am folgenden Tag wieder 
besuchen. red

Kurs halten und vorsichtig bleiben
Priorisierung bei PCR-Tests / Neue Impfkampagne des Bundes

Impfmobil am Start

Das Trierer Impfmobil tourt ab dieser Woche durch den Kreis Trier-Saarburg 
und die Stadt Trier. Dabei handelt es sich um einen auffällig folierten 
Rettungswagen der Berufsfeuerwehr, der auch Orte und Einrichtungen an-
fährt, die nicht zentral gelegen sind. Dort kann sich jeder unkompliziert eine 
Schutzimpfung gegen Covid 19 abholen. Nötig sind nur ein Ausweis und 
beim Boostern der Nachweis der vorangegangenen Impfungen, zum Beispiel 
digital in der Corona-App. Geimpft wird ab zwölf Jahren, verabreicht werden 
nach den Vorgaben des Robert-Koch-Instituts (RKI) die Vakzine von Biontech 
und Moderna. Fotomontage: PA/Erste Trierer Termine auf Seite 7
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